
Gesetzesinitiative 
Früherkennungs­
untesuchungen

Position der Sächsischen 
Landesärztekammer

Die Sächsische Landesärztekammer 
begrüßt die Gesetzesinitiative zur För
derung der Teilnahme von Kindern 
an Früherkennungsuntersuchungen 
in Sachsen. Das Gesetz befindet sich 
derzeit in der parlamentarischen Be
ratung. Es soll noch vor der Landtags
wahl im August 2009 verabschiedet 
werden.
Die Sächsische Landesärztekammer 
hat in einer Stellungnahme Änderun-
gen angemahnt. Grundsätzlich hat 
der Schutz der Kinder höchste Priori-
tät. Es müssen mit Früherkennungs-
untersuchungen frühzeitig Kinder in 
problematischen Verhältnissen oder 
Situationen erkannt und Hilfen ange-
boten werden.
Aber verbindliche Vorsorgeuntersu-
chungen, wie sie im Gesetz gefordert 
werden, stellen nur einen Baustein 
zum Schutz des Kindeswohls dar. Ins-
besondere der Vernetzung von Früh-
erkennungs- und Hilfsangeboten 
kommt eine zunehmend größere 
Bedeutung zu. Notwendig dafür ist 
eine wohnortnahe ärztliche Versor-
gung. Für die Wahrnehmung der 
Erinnerungsfunktion und der Aufklä-
rung und Beratung durch das Ge
sundheitsamt wird zudem eine ent-
sprechende personell-ärztliche Aus-
stattung benötigt. Aber die Anzahl 

der Ärzte in den Gesundheitsämtern 
nimmt stetig ab.
Bei der geforderten Meldepflicht ist 
fraglich, inwiefern die häufigen Mel-
dungen zielführend sind. Am Ende 
jedes Quartals erfolgen bereits jetzt 
die Meldungen der Ärzte an die Kas-
senärztliche Vereinigung Sachsen (KVS) 
mithilfe von Abrechnungsdaten. In 
diesem Zusammenhang ist auch zu 
klären, in welchem Umfang ein Melde-
Prozedere an die KVS hinsichtlich der 
in der privaten Krankenversicherung 
Versicherten erwünscht und rechtlich 
zulässig ist. 
Durch das geplante Gesetz erfahren 
die ursprünglichen prioritären Auf
gaben der beteiligten Institutionen 
(Jugendamt, Gesundheitsamt) eine 
Umkehrung. Deshalb sollten die 
Jugendämter stärker mit einbezogen 
werden (verminderter Verwaltungs-
aufwand in den Gesundheitsämtern). 
Und die Übertragung der Aufgaben 
an das Gesundheitsamt darf nicht 
zum Vertrauensverlust in der Bevöl-
kerung führen.
Hinsichtlich der ärztlichen Schweige-
pflicht ist die in der Begründung des 
Gesetzentwurfes ausgeführte pro-
zentual stark schwankende Teilnah-
merate an Früherkennungsuntersu-
chungen aus Sicht der Sächsischen 
Landesärztekammer allein keine aus-
reichende Rechtfertigungsgrundlage 
für eine Durchbrechung der ärztli-
chen Schweigepflicht. Auch bietet 
die Prüfung der Befugnis zur Daten-
übermittlung keine zusätzliche Rechts
sicherheit oder -klarheit für den Arzt. 
Gerade das vertrauensvolle Patient-

Arzt-Verhältnis bedarf des besonde-
ren Schutzes, die Autonomie in der 
Patient-Arzt-Beziehung muss erhal-
ten bleiben. 

Auch ist der zusätzliche Dokumenta-
tionsaufwand für den Arzt so gering 
wie möglich zu gestalten und ent-
sprechend zu vergüten. Dazu muss 
deutlich formuliert werden, dass es 
sich um eine zusätzliche Bereitstel-
lung von finanziellen Mitteln aus 
dem Landeshaushalt handelt. Die 
entstehenden Verwaltungskosten 
dürfen nicht zu Lasten der untersu-
chenden Ärzte gehen. 

Es ist klarzustellen, wie und durch 
wen die bei den Gesundheitsämtern 
durchgeführten Vorsorgeuntersuchun
gen erstattet werden. Gleiches gilt 
für die Erstattung der bei der KVS 
entstehenden Kosten.
Um den späteren Nutzen des Geset-
zes feststellen zu können, bedarf es 
einer Evaluation der Maßnahmen 
insbesondere hinsichtlich ihrer Wirk-
samkeit und Nachhaltigkeit und des 
Aufwandes. 
Selbstverständlich ist eine Abstim-
mung der Verfahrensweise aller be
teiligten Institutionen erforderlich. 
Für eine Berücksichtigung der Daten 
der Untersuchungen in der Gesund-
heitsberichterstattung ist ein abge-
stimmtes Untersuchungsverfahren 
von allen teilnehmenden Ärzten zu 
verwenden. 

Erik Bodendieck, Vizepräsident
Dipl.-Med. Petra Albrecht, Vorstandsmitglied

Berufspolitik

108 Ärzteblatt Sachsen 3 / 2009

Kinderschutz in 
Sachsen
Position der Kinder- und 
Jugendärzte

Das Thema Kinderschutz ist in aller 
Munde. Mit dramatischen Fällen 
sensibilisieren und polarisieren die 
Medien. Ein „Nationales Zentrum für 
Frühe Hilfen“, ein Kindergipfel der 
Ministerpräsidenten, neue Gesetze, 
Ausschüsse, Projekte, Kooperations-
vereinbarungen – eine Vielzahl von 
Aktivitäten hat Deutschland erfasst.

Die Kinder- und Jugendärzte begrü-
ßen die gesamtgesellschaftlichen Be
mühungen, den Kinderschutz zu ver-
bessern. Dabei wünschen sich die 
Ärzte klare und nachhaltige Struk
turen, Transparenz und juristische 
Sicherheit für ihre Arbeit.
Die Sächsische Staatsregierung be
kennt sich dazu, den Schutz unserer 
Kinder zu gewährleisten.
Schwerpunkte sind dabei:

■	 die Etablierung „Frühe Hilfen für 
Eltern und Kinder“ mit sozialen 
Frühwarnsystemen,

■	 die Schulung aller Helfer, die im 
Kontakt mit Kindern sind (Kinder- 
und Jugendärzte sollen nicht nur 
erste Anzeichen von Gefährdun-
gen des Kindeswohls erkennen, 
sondern Eltern ermutigen, früh 
genug Hilfen anzunehmen),

■	 die Erweiterung der Untersu-
chungsschwerpunkte bei Früher-
kennungsuntersuchungen,

■	 die Verbesserung der Zusammen-
arbeit zwischen allen Akteuren, 
deren Aufgabe der Schutz von 
Kindern ist,

■	 die Teilnahme aller Kinder an den 



Vorsorgeuntersuchungen; diese, 
wie in anderen Bundesländern 
zur Pflicht zu erklären, wird nicht 
für notwendig erachtet,

■	 Elternförderung und -schulung,
■	 Kampagnen zum Schutz der Kin-

der vor Gewalt.

Zur Durchsetzung des Handlungs-
konzeptes „präventiver Kinderschutz“ 
hat das Sächsiche Staatsministerium 
für Soziales einen Landesfachaus-
schuss für Kinderschutz gebildet. 
Mitglieder des Landesfachausschus-
ses sind Vertreter des Sozialministeri-
ums, der Jugend- und Gesundheits-
ämter, des Sächsischen Landkreista-
ges, der AOK PLUS, des Sächsischen 
Landesamtes für Familie und Soziales 
und des Sächsischen Berufsverban-
des der Kinder- und Jugendärzte. 
Zwei Kinder- und Jugendärzte kön-
nen die Interessen ihrer Berufsgruppe 
in dieses Gremium einbringen.
Durch die Initiative dieser Kollegen 
fand am 20. 8. 2008 ein Arbeitstref-
fen von Kinder- und Jugendärzten in 
Dresden statt. Vertreten waren Kin-
der- und Jugendärzte aus der Nieder-
lassung, aus der Klinik und aus dem 
Öffentlichen Gesundheitsdienst (Kin-
der- und Jugendärztlicher Dienst).

Sie vereinbarten die folgende Stel-
lungnahme zum Kinderschutz:
Kinderschutz ist ein ureigenes Inter-
esse der Kinder- und Jugendärzte, 
das täglich praktiziert wird. 
Wir Ärzte stellen uns dieser Aufgabe 
uneingeschränkt, sind dabei auf Ko
operationen angewiesen und fordern 
diese nachdrücklich.
Deshalb befürworten wir die sich bil-
denden Netze von komplexen Be
treuungs- und Hilfemaßnahmen und 
die Zusammenarbeit zwischen Kin-
der- und Jugendhilfe und dem Ge
sundheitswesen auf einem effektiven 
Niveau.
Wir sehen folgende wichtige Maß-
nahmen für den Kinderschutz:

■	 Frühe Hilfen müssen vor der fami-
liären Fehlentwicklung wirken. Je 
früher Hilfen angeboten werden, 
desto besser sind die Chancen, 
Fehlentwicklung mit Kindeswohl-
gefährdungen zu vermeiden. Wir 
befürworten dabei den Einsatz 

der Kinder- und Jugendhilfe be
reits in der Schwangerschaft nach 
bestehenden Modellen in ande-
ren Bundesländern (bisheriges Kin
der- und Jugendhilfegesetz setzt 
die Hilfen erst ab der Geburt an).

■	 Besonders gefährdet sind sehr 
junge Kinder (Säuglinge, Klein-
kinder bis 3 Jahre), da Störungen 
in der fürsorglichen Pflege rasch 
zu schwerwiegenden Folgen füh-
ren können und diese Kinder oft 
nicht Helfern zugänglich sind 
(keine Kindertagesstättenbetreu-
ung, keine Pflichtfürsorgen). 
Viele Familien mit sehr jungen 
Kindern sind sich selbst überlas-
sen, können die Vielfalt der Bera-
tungsangebote für sich nicht 
annehmen. Deshalb befürworten 
wir aufsuchende Hilfen durch 
Fachpersonal (zum Beispiel Kin-
derkrankenschwestern und ent-
sprechend qualifizierte Hebam-
men). Eltern können vorzugswei
se über die Theamtik „Gesund-

heitsfürsorge – Was braucht mein 
Kind?“ Eltern erreicht und beglei-
tet werden.

■	 Das Modellprojekt „Pro Kind 
Sachsen“ ist ein zeitlich befriste-
tes, wissenschaftlich begleitetes 
Projekt, das in einigen Sächsi-
schen Kommunen durchgeführt 
wird. In Sachsen sollen dabei 200 
schwangere Frauen in das Projekt 
aufgenommen werden. Voraus-
setzungen sind: erstgebärende 
Schwangere, Beginn 12. bis  28. 
Schwangerschaftswoche, finanzi-
elle Problemlage, besondere sozi-
ale oder persönliche Problemlage.                      
Die Leistungen für diese Frauen 
sind: Informationen über Unter-
stützungsmaßnahmen, Vergütung 
der Fahrtkosten zu den Vorsorge-
untersuchungen, Entwicklungs-
testung des Kindes und Empfeh-
lungen zur Entwicklungsförde-
rung, Hausbesuchsprogramm für 
die Hälfte der nach Zufall ausge-
wählten Frauen. Das Projekt 
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endet, wenn das Kind zwei Jahre 
alt ist. „Pro Kind Sachsen“ ist be
fristet bis Ende 2011. „Pro Kind 
Sachsen“ ist eine wissenschaftli-
che Studie, die Alltagsnetzwerke 
und ihre Organisation nicht erset-
zen kann. 

■	 Für Risikofamilien bedarf es inter-
professioneller Hilfen. Das erfor-
derliche Netzwerk muss verläss-
lich (das heißt auch nachhaltig) 
und transparent sein, alle Helfer-
strukturen einschließen und allen 
Familien und Helfern zugänglich 
sein. Dabei ist es dringend erfor-
derlich, dass die Vielfalt dieses 
Netzes durch eine koordinierende 
Instanz gelenkt wird („Kinder-
schutzzentrum“). Dieses Zentrum 
führt auch das Fallmanagement 
durch, entsprechende Informati-
onen müssen dort zusammenflie-
ßen. Die Kinder- und Jugendärzte 
benötigen dringend eine solche 
zentrale Anlaufstelle, die sowohl 
Prävention als auch Intervention 
auslösen kann, den „Fall“ über-
nimmt und zuverlässig rückinfor-
miert.

■	 Für den Informationsfluss zur Ver-
hinderung von Kindeswohlge-
fährdung ist es für alle Ärzte 
wichtig, dass Datenschutz und 
Schweigepflicht rechtsverbindlich 
geregelt sind. Es gibt einen gro-
ßen Graubereich, bevor harte 
Fakten einer Kindeswohlgefähr-
dung die Datenweitergabe auch 
gegen den Willen der Eltern 

1. Treffen der 
klinischen Ethik­
komitees

In jüngster Zeit hat der Bedarf an 
Ethikberatung aufgrund der medizi-
nischen Möglichkeiten und der juris-
tischen Unsicherheiten gerade für 
moralische Alltagsprobleme im Klinik- 
und Hausarztbereich zugenommen. 
In Deutschland konzentrierten sich 
die Bemühungen der Ethikberatung 
bisher vor allem auf stationäre Ein-
richtungen. Zukünftig sollten aber 
auch Hausärzte auf Wunsch die 
Möglichkeit einer professionellen, 

ermöglichen. Hier sind Justiz und 
Politik aufgefordert, sich klar zu 
positionieren und gesetzliche 
Grundlagen für die Datenüber-
mittlung zu schaffen.

■	 Früherkennungsuntersuchungen 
müssen allen Kindern zugänglich 
gemacht werden. Die  kinderärzt-
lichen Vorsorgeuntersuchungen 
sind unabdingbar. Wir fordern, 
die Vorsorgeuntersuchungen zur 
Pflicht zu erklären. Früherkennungs
untersuchungen auf behandelba
re endokrinologische und Stoff-
wechselerkrankungen (Neugebo-
renenscreening) sollen ebenfalls 
verpflichtend sein. Finanzielle 
Mehraufwendungen aus der 
Durchsetzung verpflichtender 
Maßnahmen sind aus öffentli-
chen Mitteln zu begleichen.

■	 Die Bundesländer Saarland, Hes-
sen und Bayern berichten über 
sehr gute Erfahrungen mit ver-
bindlichen Früherkennungsunter-
suchungen (sie sind Bestandteil 
des Kindergesundheitsschutzge-
setzes), auch in Nordrhein-West-
falen ist die Einführung noch in 
diesem Jahr vorgesehen. Wir 
empfehlen dem Sächsischen 
Sozialministerium dringend, sich 
diesem Konzept anzuschließen. 

■	 Wir empfehlen dem Sächsischen 
Sozialministerium, allen Eltern mit 
einem Neugeborenen ein Merk-
blatt zum Kinderschutz zur Ver-
fügung zu stellen, in dem alle 
Vorsorgeuntersuchungen für Kin-

interdisziplinären ambulanten Ethik-
beratung nutzen können. Sie sind 
herzlich eingeladen zum fachlichen 
Austausch am 15. April 2009, 18.30 
Uhr, in den Plenarsaal der Sächsi-
schen Landesärztekammer, Schüt-
zenhöhe 16, 01099 Dresden.

Programm
18.30 Uhr: Begrüßung 
Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze, 
Präsident der Sächsischen Landes-
ärztekammer
18.40 Uhr: Organisationsethik und 
Ethikberatung als ärztliche Heraus-
forderung
Prof. Andreas Heller, Wien

der (Stoffwechseluntersuchungen 
nach der Geburt, Vorsorgeunter-
suchungen bei Kinder- und 
Jugendärzten in der Praxis und 
im Öffentlichen Gesundheits-
dienst) vorgestellt werden.

■	 Öffentlich empfohlene Impfun-
gen sind eine vorzügliche präven-
tive Maßnahme auch im Kinder-
schutz. Bei Aufnahme von Kin-
dern in Kindertagesstätten und 
Gymnasien ist stets eine ärztliche 
Bescheinigung über die Vollstän-
digkeit von Impfungen vorzule-
gen. Die Einrichtungen sollten 
berechtigt werden, eine Auf-
nahme bei nicht durchgeführten 
Impfungen abzulehnen.

Korrespondenzadressen:

Dr. med. Klaus Hofmann
Landesvorsitzender Berufsverband der 

Kinder- und Jugendärzte
Geschwister-Scholl-Str. 29, 09244 Lichtenau

E-Mail: kinderklinik@skc.de

Dr. med. Elke Siegert
Abteilungsleiterin Kinder- und 

Jugendärztlicher Dienst
Dürerstr. 8, 01307 Dresden

E-Mail: ESiegert@Dresden.de

Dr. med. Thomas Stuckert
Chefarzt Kinderzentrum 

Heinrich-Braun-Klinikum Zwickau gGmbH
Vereinigung Leitender Kinderärzte und 

Kinderchirurgen Sachsens

Dipl.-Med. Ingrid Carl
Vorsitzende im Fachbeirat Kinder- und 

Jugendärztlicher Dienst im Berufsverband 
Öffentlicher Gesundheitsdienst in Sachsen

Dr. med. Stephan Rupprecht
Kinder- und Jugendarztpraxis in Dresden

19.30 Uhr: Braucht der ambulant 
tätige Arzt eine Ethikberatung? 
Dr. med. Thomas Lipp, Leipzig
Ist alle Beratung Ethikberatung?
Prof. Dr. med. Frank Oehmichen, 
Kreischa  

Bewertung für das Sächsische Fort-
bildungszertifikat mit 2 Fortbildungs-
punkten.

Anmeldung bis 10. April 2009:
Frau Ingrid Hüfner
Telefon: 0351 8267-161
Fax: 0351 8267-162
E-Mail: presse@slaek.de
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